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In nicht allzu ferner Zukunft könnte der Computer das Fahren übernehmen – und der „Autofahrer“ zum Beispiel ein Buch lesen.

Zahlreiche Unternehmen, darunter Bosch oder Audi, testen bereits Prototypen selbstfahrender Autos. Foto: Daniel Naupold, dpa

spuren hinterließen. Ganz abgese-
hen davon, dass Daten – die heute ja
bereits in vielen Lebensbereichen
erfasst werden – nicht vor Hacker-
angriffen sicher wären.

Wie wollen Sie also das Problem der
Schuldfrage lösen?
Losinger: Ich meine, wir werden
letztlich zu einer Art allgemeinen
Haftpflichtversicherung kommen
müssen – für alle, die am autono-
men, vernetzten Fahren beteiligt
sind.

Das heißt im Klartext: Egal, wer den
Unfall verursachte, die Versicherung
wird für den Schaden aufkommen.
Losinger: Der Schaden muss abge-
golten werden, das ist Teil unserer
Rechtsordnung. Wenn man nach
dem Verursacher fragt, wird der
Sachverhalt sehr komplex. Ist der
Fahrer schuld? Der Käufer? Der
Autoproduzent? Der Programmie-
rer? Oder ein simpler Elektronik-
fehler? Um hier nicht in eine endlose
Debatte zu geraten, muss wohl ein
allgemeines Haftpflichtsystem ange-
dacht werden.

Wird sich das autonome Fahren über-
haupt durchsetzen?
Losinger: Nicht, wenn man den
Menschen das Gefühl gibt, dass man
ihnen Freiheit oder die berühmte
Freude am Fahren wegnehmen will.
Auf der anderen Seite kann ein sol-
ches System Belastung und Stress im
Verkehr abnehmen und Sicherheit
erhöhen. Aber es wird wohl ohnehin
noch einige Zeit ins Land gehen, bis
Autos nicht nur auf Autobahnen,
sondern auch im Stadtverkehr voll
autonom fahren können, und bis die
Technik Serienreife erlangt. Ich bin
übrigens der Meinung: Man darf die
Digitalisierung, von der das autono-
me Fahren ein Teil ist, unter keinen
Umständen Juristen und Technikern
überlassen. Ethische Leitplanken
sind fundamental notwendig, sonst
landet man in Teufels Küche.

Interview: Daniel Wirsching
und Josef Karg

O Zur Person Der Augsburger Weihbi�
schof Anton Losinger, 59, ist der einzi�
ge Theologe in der neuen Verkehrsethik�
Kommission der Bundesregierung. Das
Gremium unter Leitung des früheren Bun�
desverfassungsrichters Udo Di Fabio
wurde von Bundesverkehrsminister Ale�
xander Dobrindt (CSU) eingesetzt, am
10. Oktober traf es sich zum ersten Mal. In
die Kommission wurden 14 Vertreter

aus Wissenschaft,
Wirtschaft und
Gesellschaft berufen.
Sie sollen ethi�
sche Dimensionen
bei der Zulassung
selbstfahrender Au�
tos ausloten und
Leitlinien erarbeiten.

Grundgesetzes: Die Würde des
Menschen ist unantastbar. Eine Pro-
grammierung, die Menschen gezielt
nach persönlichen Merkmalen für
eine Tötung auswählt, darf es nicht
geben. Wer Menschen in ihrer Wür-
de und in ihrem Lebensrecht nach
Merkmalen oder Zahl bewertet, ge-
rät in eine Falle und in eine Endlos-
schleife, aus der man nicht mehr he-
rauskommt. Ich glaube aber gar
nicht, dass heute ein digitales Sys-
tem – ebenso wie ein selbstfahrender
Mensch – in Sekundenbruchteilen
genau identifizieren könnte, was in
einer solchen Dilemma-Situation
vor sich geht und dann in Sekunden-
bruchteilen handeln könnte.

Bleibt die Frage: Wer trägt bei einem
Unfall mit einem selbstfahrenden Auto
die Verantwortung?
Losinger: Es müsste geklärt werden:
Wer ist gefahren? War es der
Mensch? War es das digitale System?
Und was war der Fehler? Wenn es
das System war, müsste das nachge-
wiesen werden. Wir werden also
eine umfassende Datenaufzeich-
nung, Blackboxes, in selbstfahren-
den Autos brauchen, die sämtliche
Daten aufzeichnen. Die Daten
müssten dann wohl in einer Cloud
im Internet auflaufen, um sie mit
den Daten anderer Autos abgleichen
zu können. Damit hätten wir aber
ein neues Problem: Autofahrer wür-
den gläsern, da sie zahllose Daten-

Zum Beispiel die Frage: Wer wird
schuld sein, wer wird zur Verantwor-
tung gezogen werden, wenn es zu einem
Unfall mit einem selbstfahrenden Auto
kommt?
Losinger: Das ist eine hoch spannen-
de Frage. Was ist, wenn eine Oma
mit ihrer Krücke über den Gehsteig
läuft und auf der anderen Straßen-
seite eine junge Mutter mit ihrem
Kind – wie soll sich das Auto ent-
scheiden, wenn es ein Ausweichma-
növer starten muss?

Soll es eine Gefährdung des Autofah-
rers, der Oma oder der Mutter mit
Kind in Kauf nehmen?
Losinger: Genau. Wie soll es für sol-
che Dilemma-Situationen program-
miert werden? Hier sagen wir als
Mitglieder der Ethik-Kommission
grundsätzlich: Sachschaden geht
immer vor Personenschaden. Und es
dürfen in tragischen Konflikt-Fällen
wie dem genannten niemals Men-
schen aufgrund ihrer persönlichen
Merkmale bewertet und gegenei-
nander aufgewogen werden.

Technisch wäre es gewiss kein Problem,
dass das Auto Oma und Mutter mit
Kind „erkennt“ und seine Entschei-
dung zum Beispiel nach den Merkma-
len „Alter“ oder „Anzahl möglicher
Unfallopfer“ trifft. Sollte so etwas
verboten werden?
Losinger: Ein klares Indiz findet sich
hier bereits in Artikel 1 unseres

Weil die Technik den Verkehr von der
emotionalen auf eine sachliche Ebene
bringt?
Losinger: Richtig. Wir sind ja schon
mitten in diesem Prozess. Wer von
uns fährt heutzutage denn noch ger-
ne ohne ein digitales ABS-Brems-
system in seinem Auto? Oder den-
ken Sie an die schweren Auffahrun-
fälle an Stau-Enden auf Autobah-
nen, an denen Lkws beteiligt sind –
die könnten durch eine digitale, ver-
netzte Steuerung von Lkws verhin-
dert werden. Der entscheidende
Faktor, der zu den meisten Verlet-
zungen oder Tötungen im Straßen-
verkehr führt, ist statistisch nach-
weislich menschliches Versagen.

Sie sind von Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt in eine Ethik-
Kommission berufen worden, die sich
mit den moralischen Problemen des au-
tonomen Fahrens befasst.
Losinger: Und man muss sich klar-
machen: Auch das autonome Fahren
wird nicht verhindern können, dass
es zu Unglücken kommt. Technik ist
anfällig für Fehler und wird es im-
mer sein. Man muss nur die ADAC-
Mängelliste durchlesen, um zu be-
merken, dass die Autoelektronik-
Fehler oft diejenigen Fehler sind, die
überwiegen. Eine fehlerfreie Tech-
nik gibt es genauso wenig wie einen
von Sünde freien Menschen. Damit
entstehen entscheidende ethische
Verantwortungsfragen.

Herr Weihbischof, Sie sind bekannt
dafür, dass Sie gerne und durchaus
auch mal zügig Auto fahren.
Anton Losinger: Ich komme leider
selten zum Selberfahren. Für viele
Menschen und auch für mich bedeu-
tet es aber durchaus Lebensfreude,
wenn sie mit einem schönen Auto
fahren dürfen.

Aber?
Losinger: Damit geht auch eine gro-
ße Verantwortung einher.

Sie sind kürzlich mit einem selbstfah-
renden Audi auf der Autobahn 9 in
Richtung Nürnberg unterwegs gewe-
sen. War das eine Freude für Sie?
Losinger: Ich hatte zwei Gefühle: Ich
war wirklich erstaunt und über-
rascht über das, was technisch be-
reits möglich ist. Zugleich machte es
mich nachdenklich. Ich fragte mich:
Was wird die Zukunft schon sehr
bald alles bringen? Wird es den im
Wortsinne gesteuerten Menschen
geben?

Sie sind also in den Prototypen einge-
stiegen ...
Losinger: Ja, und bin dann in Beglei-
tung von zwei Technikern zunächst
selbst zur Autobahnauffahrt gefah-
ren. Auf dem Lenkrad sind zwei
blaue Knöpfe. Als ich die Autobahn
erreicht hatte, meldete sich das Sys-
tem und bot an, jetzt zu überneh-
men. Dann ein Druck auf die Knöp-
fe: Das Lenkrad fährt zurück. Das
Auto fährt selber. Ich hätte aber je-
derzeit wieder übernehmen können.

Wie schnell waren Sie unterwegs?
Losinger: Das Auto orientiert sich an
der Richtgeschwindigkeit von 130
Stundenkilometern.

Haben Sie während der Fahrt gelesen?
Losinger: Das hätte ich können.

Hätten Sie es sich denn getraut?
Losinger: Ja. Wenn man sieht, auf
welch souveräne Weise sich das Auto
durch den Verkehr bewegt, kann
man durchaus Vertrauen in die
Technik fassen. Einmal setzte das
Auto zum Überholen an, blinkte
und wollte ausscheren. Plötzlich
merkte es, dass von hinten auf der
Überholspur ein sehr schnelles
Fahrzeug kam. Es blinkte also
selbstständig wieder rechts und ließ
das andere Auto vorbei. Danach
blinkte es links und setzte den Über-
holvorgang fort.

Die Technik ist Ihrer Ansicht nach
schon ziemlich ausgereift?
Losinger: Es ist faszinierend und
macht nachdenklich zugleich. Ich
denke jedenfalls: Der Straßenver-
kehr kann mithilfe der Digitalisie-
rung in weiten Bereichen verbessert,
entlastet und sicherer gemacht wer-
den.

Wenn ein Weihbischof das Lenkrad loslässt
Interview Anton Losinger war kürzlich mit einem selbstfahrenden Auto unterwegs – und er war beeindruckt. Wie es ist,

sich auf den Autopiloten zu verlassen. Und was der Ethik-Experte der Politik rät, um bei Unfällen die Schuldfrage zu regeln
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Plätzchenbacken kostet
dieses Jahr mehr Geld
Wer in der Vorweihnachtszeit gern
Plätzchen backt, muss dieses Jahr
mehr für die Zutaten ausgeben als
2015. Sowohl Eier als auch Butter,
Zucker und Milch seien teurer ge-
worden, teilte die Agrarmarkt In-
formations-Gesellschaft (AMI) mit.
Günstiger als vor einem Jahr sei im
Lebensmitteleinzelhandel lediglich
Mehl zu haben. Eine Packung mit
zehn Eiern kostet den Angaben zu-
folge derzeit 1,19 Euro und damit
20 Cent mehr als im vergangenen
Jahr. Für den Liter Vollmilch
würden 65 Cent fällig, nach 59 Cent
2015. Besonders deutlich war der
Preisanstieg bei Butter: Das
250-Gramm-Päckchen wurde laut
AMI um 40 Cent teurer und kostet
nun 1,29 Euro. Ein Kilo Zucker
kostete vor einem Jahr 65 Cent,
heute sind es 69 Cent. Eine Preis-
senkung vermeldete die AMI hinge-
gen bei Mehl: Das Kilo vom Typ
405 wurde drei Cent billiger und
kostet derzeit noch 32 Cent. Den
aktuellen Preis der Grundzutaten
für eine Ladung Spritzgebäck –
500 Gramm Mehl, 250 Gramm But-
ter, 250 Gramm Zucker, zwei Eier
– berechnete die AMI auf 1,86 Euro.
Das seien 44 Cent oder rund 30
Prozent mehr als in der Adventszeit
im vergangenen Jahr. (afp)

Die Preise für viele Plätzchen�Zutaten

haben angezogen. Foto: Luzia Grasser

Dobrindt und der Rest der Bundes-
regierung bisher nicht liefern konn-
ten“. Nach Informationen unserer
Zeitung könnte Merkel im Februar
oder März vor dem Abgas-Aus-
schuss aussagen, also zu einem Zeit-
punkt, zu dem der Bundestagswahl-
kampf bereits an Fahrt gewinnt.

Zunächst einmal kommen jedoch
andere prominente Minister dran.
Wie der CSU-Politiker Ulrich Lan-
ge, Obmann der Union im Abgas-
Untersuchungsausschuss, auf An-
frage bestätigte, sollen am 15. De-
zember Wirtschaftsminister Sigmar
Gabriel (SPD), Umweltministerin
Barbara Hendricks (SPD) und
Kanzleramtsminister Peter Altmai-
er (CDU) befragt werden. Ver-
kehrsminister Dobrindt (CSU) wer-
de wohl im Februar drankommen.

Lange, CSU-Kreisvorsitzender
im Donau-Ries und verkehrspoliti-
scher Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, warnte vor voreili-
gen Schlüssen: „Wir müssen uns zu-
nächst ein Gesamtbild machen, be-

vor man eine Bewertung vor-
nimmt.“ Bisher sei durch die Befra-
gung der Experten deutlich gewor-
den, dass die Autohersteller reich-
lich Interpretationsspielraum hät-
ten, weil europäische Abgas-Vor-
schriften unbestimmt seien. Lange
sprach sich gegen Sammelklagen
nach US-Vorbild für Deutschland
aus: „Wir wollen nicht nur wegen
VW einen solchen Rechtsanspruch
begründen.“ Der CSU-Politiker
verwies darauf, dass das deutsche,
auf dem Bürgerlichen Gesetzbuch
beruhende Recht auf individuellen
Ansprüchen fußt. Sammelklagen
nach US-Beispiel lehnt die Bundes-
tagsfraktion der Union ab. VW-
Kunden, die sich geschädigt fühlen,
müssen also einzeln vor Gericht zie-
hen. Ein mühsames Unterfangen,
gehen doch VW-Anwälte, wenn sie
verlieren, in Berufung. Letztlich
könnte der Streit um die Frage, wie
groß die Wertminderung der Die-
selfahrzeuge ist, vor dem Bundesge-
richtshof ausgetragen werden.

desregierung und Autoindustrie“,
begründete er den Schritt. Krischer,
der Mitglied des Ausschusses ist,
will auch die Rolle des Kanzleramtes
bei der EU-Gesetzgebung zu Auto-
abgasen aufklären, habe sich doch
der in Deutschland so wichtige
Wirtschaftszweig auf europäischer
Ebene mit laxen Vorgaben durch-
setzen können. Von der Kanzlerin
erhofft er sich die Aufklärung, „die
der zuständige Minister Alexander

pulierte Abgaswerte mit ins Rollen.
Damals, so Nichols, habe Schwar-
zenegger mit der Kanzlerin über
den Klimawandel reden wollen.
Doch Merkels „erster Kommentar,
nachdem die Türen geschlossen
worden waren, war eine Beschwer-
de an mich“, wird die CARB-Chefin
zitiert. Die CDU-Politikerin habe
Nichols demnach bei dem Gespräch
folgendermaßen attackiert: „Kali-
fornien mit seinen sehr strengen
Stickoxid-Grenzwerten schadet den
deutschen Autoherstellern.“ Für
Nichols kam es überraschend, dass
Merkel überhaupt etwas über die
spezifischen Stickoxid-Probleme
deutscher Hersteller wusste.

All diese Berichte beziehen sich
jedoch nicht auf Abgas-Manipula-
tionen, wie sie später offenbar wur-
den. Trotzdem hat Grünen-Politi-
ker Krischer dem Abgas-Untersu-
chungsausschuss des Bundestages
vorgeschlagen, Merkel vorzuladen.
„Wir brauchen endlich Transparenz
bei der Kumpanei zwischen Bun-

tauscht. Das geht, wie die Süddeut-
sche Zeitung schreibt, aus einem
Vorbereitungszettel mit fünf Punk-
ten hervor, den Merkel von Mitar-
beitern für das Arbeitsfrühstück mit
Schwarzenegger serviert bekam.
Die Kanzlerin habe betont, dass die
deutsche Autoindustrie den „Ziel-
wert im derzeitigen kalifornischen

Entwurf für Dieselfahrzeuge für
nicht realisierbar“ halte. Das führe
de facto zum Marktausschluss deut-
scher Anbieter in Kalifornien.

Aufgebracht hatte das Thema die
Wirtschaftswoche. Nach einem Be-
richt des Magazins wurde Schwar-
zenegger bei dem Besuch Merkels
von Mary Nichols, Chefin der kali-
fornischen Umweltbehörde CARB,
begleitet. Diese Organisation brach-
te durch Messungen an Volkswa-
gen-Autos den Skandal über mani-

VON STEFAN STAHL

Augsburg Es steht ein schwerer Vor-
wurf im Raum. Im Kern geht es um
die Behauptung, Autoindustrie und
Mitglieder der Bundesregierung sei-
en in schönster Kumpanei vereint.
Und das zeige sich auch im Abgas-
Skandal, bei dem der Volkswagen-
Konzern im Mittelpunkt steht.

So sagt der Fraktions-Vize der
Grünen im Bundestag, Oliver Kri-
scher, unserer Zeitung: „Es ver-
dichten sich Hinweise, dass das
Kanzleramt und die Bundeskanzle-
rin mit dem Thema Stickoxide
schon weit früher beschäftigt waren
als 2015.“ Als Beleg zieht der Oppo-
sitionspolitiker Vorgänge aus dem
Jahr 2010 heran und verweist auf
ihm vorliegende Akten, ohne be-
züglich seiner Quellen konkreter zu
werden. Aber Krischer sagt, Angela
Merkel habe sich bereits 2010 mit
dem einstigen kalifornischen Gou-
verneur Arnold Schwarzenegger
über das Stickoxid-Thema ausge-

Wussten Politiker frühzeitig über den Abgas�Betrug Bescheid?
Hintergrund Grünen-Fraktions-Vize Krischer erhebt schwere Vorwürfe. Gabriel und Merkel sollen vor dem Untersuchungsausschuss aussagen

Gabriel und Merkel sollen zum Abgas�

Skandal befragt werden. Foto: dpa

Was hat Merkel von
Schwarzenegger gewollt?

AUSZEICHNUNG

Schlanke Produktion im
Bosch�Werk im Oberallgäu
Die Bosch-Werke Blaichach und
Immenstadt (Oberallgäu) sind mit
einem europaweiten Award für
schlanke Produktion ausgezeich-
net worden. 100 Unternehmen der
Automobilbranche hatten sich um
den „Automative Lean Production
Award“ beworben. Ausschlagge-
bend für die Ehrung des Bosch-
Werkes war laut Jury das Zusam-
menspiel von Elektronik und Mitar-
beitern sowie die vom Oberallgäu
aus verwirklichte Vernetzung von
5500 Maschinen im Werksver-
bund. Zu den weiteren Preisträgern
gehören das Audi-Werk Neckars-
ulm, der Zulieferer Brose in Coburg
sowie Fiat Chrysler in Melfi (Ita-
lien). Vergeben wird der Award von
der Unternehmensberatung
Agamus Consult und dem Magazin
Automobil Produktion. (raf)


